5 Geſetz Sammlung 95 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


= 


Kr. 6796.) Verordnung, betreffend die Auflöſung der Berghypotheken-Kommiſſion zu Siegen 
EN und die Abgabe des dortigen Berghypothekenbuchs an die ordentlichen 
Gerichte. Vom 9. Auguſt 1867. 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


berordnen hierdurch, in Ausführung des $. 246. des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865. (Geſetz-Samml. für 1865. S. 705.), was folgt: 


Artikel. J. 
8 „Die auf Grund des Geſetzes, betreffend die Kompetenz der Oberbergämter, 
vom 10. Juni 1861. (Geſetz⸗Samml. für 1861. S. 425.) für den Bezirk des 
Oberbergamtes zu Bonn errichtete Berghypotheken⸗Kommiſſion zu Siegen iſt mit 
dem 1. Oktober d. J. aufgehoben. Die bisher von dieſer Behörde geführten 
% a ergbppoffefenbücher werden von dem gedachten Tage ab durch die ordentlichen 
Gerichte fortgeführt. i 
N Artikel. II. 


5 Mit der Ausführung der gegenwärtigen Verordnung ſind der Miniſter für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und der Juſtizminiſter beauftragt. 


Be: 5 J unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
5 Königlichen In tegel. i i 5 N 
Gegeben Ems, den 9. Auguſt 1867. N ö b 
(JL. S.) Wilhelm. = 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Jchrgang 1867, (Nr. 67966797 189 (Nr, 6797.) 
Ausgegeben zu Berlin den 7, September 1867, 2 


(Nr. 6797.) Verordnung, betreffend die Einführung des Geſetzes über die Eifenbahn-Unte 
8 nehmungen vom 3. November 1838, und der Verordnung vom 21. 
zember 1846., betreffend die bei dem Bau von Eiſenbahnen beſchäftigt 
Handarbeiter, in den neuerworbenen Landestheilen. Vom 19. Auguſt 
1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Fe 


In den durch das Geſetz vom 20. ee (Geſetz⸗Samml. für 
1866. S. 555.) und durch die Geſetze vom 24. Dezember 1866. (Geſetz⸗Samml. 
für 1866. S. 875. 876.) mit Unſerer Monarchie vereinigten Gebieten kreten 
fortan das Geſetz über die Eiſenbahn⸗ Unternehmungen vom 3. November 1838. 
(Geſetz⸗Samml. für 1838. S. 505.), jedoch mit Ausſchluß der SS. 11 — 
15 —19., 38 — 41. und des H. 44., ſowie die Verordnung vom 21. Dezer 
1846., betreffend die bei dem Bau von Eiſenbahnen beſchäftigten Handarbeit 
(Geſetz-Samml. für 1847. S. 21.), in Kraft. a „ 
Scoweit die ertheilten Konzeſſions⸗Urkunden über das Verhältniß der beit 
henden Eiſenbahngeſellſchaften zum Staate und zum Publikum abweichende B 
ſtimmungen enthalten, behält es bei denſelben ſein Bewenden. Ebenſo verb 


es bis auf Weiteres rückſichtlich des Expropriationsverfahrens bei den bisher 
in den einzelnen Landestheilen hierüber geltenden Vorſchriften. 1 


6 15 Wegen Einführung der auf die Beſteuerung der Eiſenbahnen bezüglich 
eſetz ; ö | 


end die von den Eifenbahnen zu entrichten! 


in den neuerworbenen Landestheilen bleibt beſondere Verordnung vorbehalten. 


i K. 3. 
Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere die 
Verordnung für das vormalige Königreich Hannover vom 29. März 1856. 
Anlage von Eiſenbahnen durch Privakunternehmer betreffend, werden aufe 


Gieegeben 


Gr. v 


Fr. 6798.) Vero 


i $. 4. 5 
Der Handelsminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Berlin, den 19. Auguſt 1867. 
(J. S.) Wilhelm. 


Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


rdnung, betreffend das Münzweſen in den neu erworbenen Landestheilen. 
Vom 24. Auguſt 1867. 


Wu Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


im 


mit der Maaßgabe in Kraft, daß die im age Königreich Hannover und 
) 


der Thalerwährung een 
ur⸗ 


Kurantmünzen und Silberſcheidemünzen, ſowie die Kupferſcheidemünzen 


münzen nicht gl 


ie 


I) zehn Hannoverſche Pfennige gelten gleich zwölf Preußiſchen Pfennigen, 
a 189 * 2) ſieben 


Gr. 67976798) 


53 
2) fieben Gulden Süddeutſcher Währung gelten gleich vier Thalern 
Preußiſch, nn a l 
3) fünf Mark Kurant gelten gleich zwei Thalern Preußiſch, N 
4) vier Thaler Däniſcher Reichsmünze gelten gleich drei Thalern Preußiſch, 


Bei dieſer Umrechnung werden Brüche, wenn ſie weniger als einen halben 
len Preußiſch betragen, außer Anſatz gelaffen, wenn fie. mehr als einen 

halben Pfennig betragen, für einen vollen Pfennig gerechnet. Bei fortlaufenden 
terminweiſen Zahlungen findet die Abrundung nur für die Summe der währen 
eines Kalenderjahres zu zahlenden Raten ſtatt. = 


N. a 

Die Münzen Schleswig⸗Holſteinſchen, bull Gar. und Heſſen⸗Homburg⸗ 

ſchen Gepräges, mit Ausſchluß der Vereinsthaler (Art. 8. des Münzvertrages 
vom 28. Januar 1857., Geſetz-Samml. ©. 312.), ſowie die Kupfermünzen 
Hannoverſchen Gepräges find nach den im F. 2. beſtimmten Werthsverhältniſſen 
gegen Preußiſche Landesmünzen einzulöſen. Die Einlöſungsfriſt iſt auf mindeſtens 


vier Wochen feſtzuſetzen und wenigſtens drei Monate vor ihrem Ablaufe öffentlich 


bekannt zu machen. Der Finanzminiſter hat das Nähere hierüber zu beftimmen 
und die Kaſſen zu bezeichnen, bei welchen eine jede von jenen Münzſorten zur 
Einlöſung angenommen wird. Mit dem Ablaufe der Einlöſungsfriſt treten die 
aufgerufenen Münzen außer Kurs, ſo daß dieſelben von da ab in Zahlung nicht 
mehr angeboten werden dürfen. f f 5 


$. 4. g 

Bis zum 31. Dezember d. J. iſt Jedermann verpflichtet, auch die den 

Preußiſchen Landesmünzen nicht gleichgeſtellten ſeitherigen Landesmünzen in den 
im F. 1. bezeichneten Gebietstheilen in Zahlung anzunehmen. Auch iſt bis zu 

dieſem Zeitpunkte die Rechnung in den ſeitherigen Landesmünzen geſtattet. 


| H. 5. 5 9 
Im Gebiete der vormaligen freien Stadt Frankfurt iſt Jedermann ver 


pflichtet, bei Zahlungen der Staatskaſſen die Preußiſchen Landesmünzen und de 
ihnen gleichgeſtellten Münzen nach dem im $. 2. zu 2. beſtimmten Werthsver⸗ 


hältniſſe anzunehmen. 


i N 12 
Die für das ältere Staatsgebiet ergangenen Vorſchriften wegen der 

Preußiſchen Kaſſenanweiſungen finden fortan in den durch die Geſetze vom 
20. September und 24. Dezember 1866. der Preußiſchen Monarchie einverleibten 
Landestheilen Anwendung. — Die Kurheſſiſchen Kaſſenanweiſungen werden den 
Preußiſchen Kaſſenanweiſungen bie dell auch find in dem Gebiete des vor? 
maligen Herzogthums Naſſau die Noten der Naſſauiſchen Landesbank von den 
Staatskaſſen fernerhin in Zahlung anzunehmen. 


a 


— 149 — 
$. 7. 


Alle der gegenwärtigen Verordnung zuwiderlaufenden Vorſchriften werden 
hierdurch aufgehoben. 


Der Finanzminiſter und der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Aͤeheiten find mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 24. Auguſt 1867. 
(I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
i Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


Gr. 6799.) Vertrag zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Großherzoglich Oldenbur- 
giſchen Regierung, betreffend die Anlage einer Eiſenbahn von Neumünſter 
über Plön und Eutin nach Neuſtadt. Vom 29. Mai 1867. 


Nase die Königlich Preußiſche und die e e Oldenburgiſche Re⸗ 
nung in Folge der mit beiderſeitiger landesherrlicher Genehmigung eſchehenen 
0 ang einer Eiſenbahn von Neumünſter über Plön und Eutin 19 0 Neuſtadt 
übereingekommen ſind, die aus der Durchführung dieſer Bahn durch das Königlich 
Preußiſche und das Großherzoglich Oldenburgiſche Staatsgebiet ſich ergebenden 
Btgziehungen zu regeln, find zum Behuf einer hierüber zu treffenden Vereinbarung 
zbꝛ!uſammengetreten: 


Königlich Preußiſcher Seits: 

der Eiſenbahn⸗Kommiſſarius Mölling, 
Großherzoglich Oldenburgiſcher Seits: 8 

der Ober⸗Regierungsrath Kindt, 


en unter Vorbehalt der landesherrlichen Ratifikation folgenden Vertrag 
eſchloſſen: k 
Artikel 1. 


Die Königlich Preußiſche und die Großherzo lich Oldenburgiſche Regierung 

werden eine ne hr a bis zum 1 8 1944. 5 Betrieb der 

zaeümünſter⸗Neuſtädter Eiſenbahn der Altona ⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft, oder 

un Falle dieſe aufhören ſollte, Beſitzerin der Neumünſter⸗Neuſtädter Bahn zu 
ſein, dem rechtmäßigen Beſitzer derſelben geſtatten. 

Gr. 67986799. Ar⸗ 


onen 


Artikel 2. 5 


Da die Neumünſter⸗Neuſtädter Bahn zum größten Theil und die Altona 
Kieler Eiſenbahn gänzlich innerhalb des Königlich Preußiſchen Gebietes belegen 
iſt, ferner die erſtgenannte Bahn als eine Zweigbahn der letzteren angelegt iſt 
und mit dieſer einen gemeinſchaftlichen Betrieb, ſowie eine gemeinſchaftliche Ver⸗ 
waltung hat, jo erklärt die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung, in Aner⸗ 
kennung der Nothwendigkeit übereinſtimmmender Betriebsvorſchriften auf dieſen 
Bahnen, ſich bereit, die für die Altona-Kieler Hauptbahn und deren Nebenbahnen 
erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden adminiſtrativen Anordnungen auch für die 
in ihrem Gebiete belegene Strecke der Neumünſter⸗Neuſtädter Bahn in dem 
Umfange zur Anwendung zu bringen, daß das Statut der Altona⸗Kieler Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft, inſoweit nicht die von der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regie 
rung der Geſellſchaft zu ertheilende Konzeſſion Er Beſtimmungen 

enthält, imgleichen das für die Hauptbahn und deren Nebenbahnen geltende 
Bahnpolizei⸗Reglement, ſowie das Betriebsreglement der Altona-Kieler Bahn 
auch für die das Fürſtenthum Lübeck berührende Bahnſtrecke maaßgebend ſein 
ſoll. Auch bleibt der Königlich Preußiſchen Regierung die Genehmigung der 
Fahrpläne vorbehalten, jedoch ſollen täglich mindeſtens zwei für den Perſonen⸗ 
verkehr beſtimmte Züge in jeder Richtung mit den Zügen der Altong⸗Kieler 
Eiſenbahn im Anſchluſſe ſtehen. a 


Artikel 3. 


So lange das Königlich Preußiſche Herzogthum Holſtein und das Groß- 
herzoglich Oldenburgiſche Fürſtenthum Lübeck del Wadi der ie 
Preußiſchen Regierung unterliegendes gemeinſames Zoll- und Poſtgebiet bilden, 
wird die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung thunlichſt dafür Sorge tragen, 
daß die auf das Zoll⸗ und Poſtweſen bezüglichen Beſtimmungen, welche Seitens 
der Königlich Preußiſchen Regierung der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft 
egenüber getroffen werden, auch für die innerhalb des Fürſtenthums Label be 
egene Bahnſtrecke zur Ausführung gelangen. 8 777 


Artikel 4. f — 

Zwiſchen den Staatsangehörigen des Königlich Preußiſchen und des Groß- 
herzoglich Oldenburgiſchen Gebietes ſoll hinſichtlich des freien Zuganges zu alln 
Bahnſtationen, desgleichen bei Feſtſtellung der Beförderungspreiſe nach und von 
der Bahn und auf der Bahn, fowie hinſichtlich der Zeit und Art der Abfer 
gung für Perſonen und Güter auf der Bahn irgend ein Unterſchied nicht gemacht 
werden. s 1 


Artikel 5. f 

Behufßs gegenſeitiger Benutzung der Eiſenbahn zu Militairtransporten ſoll 
beiden Regierungen der Durchmarſch von Truppen und die b von 
Militaireffekten durch das Gebiet des anderen Staats ſowohl auf der Bahn, 
als auch nach Benutzung der Bahn oder zur Erreichung derſelben i En 


— 5 Artikel 6. N 5 ä 
Beiden Regierungen bleibt es überlaſſen, innerhalb ihres Gebietes die An⸗ : 
und Einmündung von Zweig⸗ oder Seitenbahnen in jeder Richtung 
oder ſelbſt zu veranſtalten. 55 . 


12 
hr 


1 750 Artikel 7. e 

egenwärtiger Vertrag, welcher in zwei gleichlautenden Exemplaren aus⸗ 

10 fol zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt und ſollen die Rati⸗ 
lrkunden binnen zwei Monaten in Berlin ausgewechſelt werden. 

Deſſen zur Urkunde haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten gegenwärtigen 

ie,, uam size 

„den 29. Mai 1867. 5 
Mölling. 
(L. S.) 


orſtehender Vertrag ft rat irt worden und die Auswechſelung der 
f en dat, beigen 


7238 


(Nr. 6800.) Allerhöchſter Erlaß vom 5. Auguft 1867., betreffend die Verleihung der ſiska ä 

0 lichen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-:Chauffee 
von Rawiez nach Dubin durch den Kreis Kröben, im Regierungsbezirk 
ofen. - 2 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauffee 
von Rawicz nach Dubin durch den Kreis Kröben, im e de oſen, 
genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem genannten Kreiſe das Expropriations⸗ 
recht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur 
Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für Sa 
die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf diefe Straße. Zugleich 
will Ich dem Kreiſe Kröben gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unter⸗ 
haltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmun⸗ 
en des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Be einfchließ 
ich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der 
ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtin⸗ 
mungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch ver 
gehen Auch ſollen die dem e vom 29. Februar 1840. an⸗ 
gehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ö f 5 


Ems, den 5. Auguſt 1867. 
Wilhelm. | 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itenplitz⸗ | 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
ö Gewerbe und öffentliche Arbeiten. f 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). ya? 


